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FORDERUNG ZUM TAG DER PFLEGE

Altenpflegeschulen stärken
Die Anzahl an Pflegebedürftigen steigt, gleichzeitig steigen auch die 
fachlichen Anforderungen an das Pflegepersonal. Die Wohlfahrtsver-
bände in NRW warnen vor einem Fachkräftemangel in der Pflege. Denn 
dem Pflege-Ausbildungsmarkt stehen in den nächsten Jahren erheblich 
weniger Schulabgänger zur Verfügung.

D er Internationale Tag der Pflege, den 
die Landesarbeitsgemeinschaft der 

Freien Wohlfahrtspflege in Nordrhein-West-
falen begeht, steht unter dem Motto „Wir für 
Sie –– Wir gestalten die Pflege der Zukunft“. 
Im Mittelpunkt aller Überlegungen müsse 
dabei der Mensch stehen, sagte Aachens Di-
özesan-Caritasdirektor Burkard Schröders: 

„Der Mensch, der von Diensten und Einrich-
tungen der Freien Wohlfahrtspflege beglei-
tet wird, der Mensch, der die Begleitung leis-
tet, und der Mensch, der Angehörige den 
Diensten und Einrichtungen anvertraut.“ 
Nur eine an den Bedürfnissen der Men-
schen ausgerichtete Pflege habe Zukunft. 
„Wir als Caritas stehen bereit, mit den Part-
nern der Freien Wohlfahrtspflege und der 
Politik die Rahmenbedingungen dafür zu 
schaffen“, sagte Schröders. Prinzipiell unter-
stütze die Caritas den sozialräumlichen An-
satz der Pflegepolitik in NRW.

Landesförderung zu niedrig
Der Aachener Diözesan-Caritasdirektor for-
derte, die gesetzlichen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass Pflege auch aus-
kömmlich finanziert wird. „Wenn die Poli-
tik immer wieder erklärt, Teilhabe fördern 
zu wollen, dann muss sie auch bereit sein, 
die Strukturen zu finanzieren, die Pflegebe-
dürftigen und ihren Angehörigen Teilhabe 
ermöglichen“, sagte Schröders.

Damit sich auch in Zukunft genügend 
Menschen für eine Ausbildung in der Pflege 
interessieren, fordert die Freie Wohlfahrts-
pflege von der Politik eine auskömmliche 
Finanzierung der Pflegeausbildung.

Denn die Finanzierung sei nicht ausrei-
chend, kritisierte Brigitte von Germeten-
Ortmann, Abteilungsleiterin Gesundheits- 
und Altenhilfe beim Diözesan-Caritasver-
band Paderborn. „Die Qualität der 
Ausbildung kann in der Altenpflege derzeit 
nur gewährleistet werden, weil die Träger 
sich über das Maß hinaus engagieren.“ 

„Kopfprämien“ für Pflegekräfte
Die seit über 20 Jahren nicht angepasste, 
sogar abgesenkte Landesförderung mit  
280 Euro pro Teilnehmer und Monat decke 
die notwendigen Ausgaben in der Alten-
pflegeausbildung nicht. Nötig wären rund 
490 Euro. „Sollte der Betrag nicht angemes-
sen erhöht werden, stehen Träger von Fach-
seminaren für Altenpflege vor der Entschei-
dung, ihre Schule zu schließen. Das würde 
die gute pflegerische Versorgung in NRW 
deutlich gefährden“, sagte Brigitte von Ger-
meten-Ortmann. Zum Vergleich: Die Kran-
kenkassen als Kostenträger der Gesund-
heits- und Krankenpf legeausbildung 
finanzieren in etwa doppelt so viel pro Aus-
bildungsplatz. Die Freie Wohlfahrtspflege  
in NRW bildet in ihren rund 2600 Diensten 
und Einrichtungen und 115 Altenpflege-
schulen pro Jahr rund 13 000 Pflegekräfte 
aus.

Auf eine weitere Verschärfung der Situ-
ation im Pflegebereich wies der Diözesan-
Caritasverband Paderborn hin. Teils wür-
den schon „Kopfprämien“ für Pflegekräfte 
ausgesetzt. Angesichts eines drohenden 
Pflegenotstandes sei es zudem wichtig, die 
Pflegekräfte für die eigene Gesunderhal-
tung zu sensibilisieren, sagte der stellver-
tretende Paderborner Diözesan-Caritasdi-
rektor Meinolf Flottmeier. Der Diözesan-
Caritasverband wolle sie 
bei einem verantwor-
tungsvollen Umgang mit 
der eigenen Gesundheit 
unterstützen. 
 www.wir-fuer-sie-in- 

 nrw.de

03/17

 Schon 2014 gab es Demonstrationen              

 der Altenpflegeschülerinnen 
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MIGR ANTINNEN IN DER SCHWANGERSCHAFTSBER ATUNG

Deutliche Zunahme
Angekommen sind geflüchtete Frauen auch in der Schwangerschaftsbe-
ratung. Die Zahl der Beratungen beim Sozialdienst katholischer Frauen 
und bei Caritasverbänden in der Diözese Münster ist 2016 gleich um 
zehn Prozent angestiegen. 

W ir haben insgesamt 103 Nationalitä-
ten erfasst“, berichtet Anne Ruhe. 

Die Referentin des Diözesan-Caritasverban-
des Münster stellt bedingt durch die beson-
dere Situation der Migrantinnen zudem eine 
Verschiebung bei den Problemen fest. Die 
finanzielle Situation war schon immer ein 
Hauptgrund dafür, die Schwangerschaftsbe-
ratung aufzusuchen. Aber 2016 wurde dies 
von 82,4 Prozent der Frauen genannt gegen-
über 58,1 Prozent im Vorjahr.

Entsprechend stieg die Zahl der Anträ-
ge auf finanzielle Unterstützung um 346. 
„Der Durchschnittsbetrag der Bewilligun-
gen aus der Bundesstiftung Mutter und 
Kind sank dabei auf 474 Euro, um 3303 An-
träge bewilligen zu können. Der Bischofs-
fonds wurde auf 1,413 Millionen Euro aufge-
stockt“, erklärt Ruhe. Für 2282 Anträge 
wurden im Durchschnitt 619 Euro ausge-
zahlt. 

Kompliziert war für die Beraterinnen 
die rechtliche Gemengelage zwischen Sozi-
alrecht, EU-Freizügigkeitsgesetz und allge-
meinem Aufenthaltsrecht, zumal es im 
Laufe des Jahres auf EU-Ebene noch Ände-
rungen gab. Caritas-Mitarbeiterin Birgit 
Scheibe, die die Beratungsstellen juristisch 
berät, sieht große Probleme in der Durch-
setzung von Ansprüchen der Asylbewerbe-
rinnen. Das Asylbewerberleistungsgesetz 
decke nur eingeschränkt den Bedarf. Jede 
weitere Unterstützung müsse konkret be-
nannt werden. Das scheitere häufig schon 
wegen der Verständigungsschwierigkeiten. 
Zudem legten die Migrantinnen noch selte-
ner Widerspruch ein, und nur eine einzige 
geflüchtete Frau habe bundesweit ihren 
Anspruch eingeklagt. 

Insgesamt suchten im vergangenen 
Jahr 9291 Frauen, Männer und Paare Rat 
und Hilfe in den 14 katholischen Schwan-
gerschaftsberatungsstellen. Fast die Hälfte 
hatte einen Migrationshintergrund, fast ein 
Viertel stammte aus dem nichteuropäi-
schen Ausland. Ihr Anteil stieg gleich um 
880 auf 1944. Davon kamen allein 866 
Frauen aus Syrien. 

In den Problemlagen verzeichnet die 
Statistik nicht nur bei der finanziellen Situ-
ation deutliche Verschiebungen. Auch phy-
sische und psychische Belastungen wur-
den weit häufiger genannt.  

Generalistik: 
Nur ein erster 
Schritt

N ach einjährigem Ringen haben 
sich die Regierungsfraktionen 

von SPD und CDU im Bund auf eine Re-
form, der Pflegeausbildung geeinigt. 
Leider geht die Reform nicht weit ge-
nug. Da weiterhin drei Berufsabschlüs-
se erworben werden können, kann dies 
nur ein erster Schritt für den weiteren 
Reformprozess sein. Der Kompromiss 
sieht vor, dass nach einer zweijährigen 
generalistischen Ausbildung die Auszu-
bildenden entscheiden, ob sie die gene-
ralistische Pflegeausbildung weiterfüh-
ren oder den Abschluss der Altenpflege 
oder der Kinderkrankenpflege erwer-
ben wollen.

Allein die bisherige Krankenpfle-
geausbildung, die in eine generalisti-
sche Ausbildung überführt werden 
soll, profitiert von der Reform, Denn 
nur diese Absolventen sind qualifi-
ziert, in allen Arbeitsfeldern der Pflege 
und über alle Lebensphasen professio-
nelle Pflege zu verantworten. Für die 
Alten- und Kinderkrankenpflege bietet 
der Kompromiss eine frühe Speziali-
sierung, verbunden mit einer Begren-
zung der beruflichen Handlungsfelder. 

Wichtig ist, dass die weiteren zent-
ralen Inhalte des ursprünglichen Ge-
setzesvorhabens in das Gesetz aufge-
nommen werden: Es müssen die 
pflegerischen Kernaufgaben, soge-
nannte Vorbehaltstätigkeiten, die aus-
schließlich von Berufsangehörigen 
übernommen werden dürfen, und die 
Hochschulausbildung Bestandteil des 
Gesetzes werden. Beides ist unver-
zichtbar zur Weiterentwicklung des 
Berufes und für die Patientensicher-
heit sowie für die Steigerung der At-
traktivität des Pflegeberufes. Eine ge-
meinsame Pflegeausbildung mit einer 
einheitlichen Berufsbezeichnung 
wäre der richtige Weg, um den Pflege-
beruf zukunftsfähig zu machen. 

Brigitte von Germeten-Ortmann

  b.vongermeten@caritas-pader- 

 born.de

Frauen aus 103 Nationen haben 2016 Hilfe 

in den 14 katholischen Schwangerschaftsbera-

tungsstellen in der Diözese Münster gesucht.

Foto: Ingrid Nagel, SkF Wesel
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Caritas-Lotterie
Die Caritas-Lotterie der Diözesan-Cari-
tasverbände Aachen, Münster und Pa-
derborn wird auch 2017 fortgeführt. „Hel-
fen & Gewinnen“ heißt es wieder in 
angeschlossenen Kitas, Altenheimen, 
Jugend- oder Behindertenhilfe-Einrich-
tungen. Auch ehrenamtliche Caritas-
Gruppen profitieren von der Lotterie. 
Von jedem verkauften Rubbellos (Preis:   
1 Euro)  kommen 40 Cent der caritativen 
Arbeit in der verkaufenden Organisation 
zugute. Die übrigen 60 Cent werden für 
Geldgewinne, Werbung und Sachkosten 
benötigt. Das Gewinnen kommt nicht zu 
kurz: Pro Lotterie-Serie gibt es einen 
Hauptgewinn von 1000 Euro und zahl-
reiche kleinere Geldpreise.  

Gelegenheiten, sich ohne großen 
Aufwand an der Lotterie zu beteiligen, 
gibt es für die Caritas-Einrichtungen ge-
nug: bei Sommerfesten, Jubiläen, Tagen 

der offenen Tür, auf Betriebsfeiern, Mes-
sen, in Fußgängerzonen, im Bekannten-
kreis. Die Caritas-Lotterie „Helfen & Ge-
winnen“ endet am 31. Dezember. Lose 
erhalten Caritas-Einrichtungen bei der 
Lotteriegeschäftsstelle. Abgepackt sind 
sie zu je 300 Stück und werden in Kom-
mission zur Verfügung gestellt.  
 www.caritaslotterie.de

Flüchtlinge mitnehmen 
Die Aktionsgemeinschaft Junge Flücht-
linge in NRW bittet erneut alle Auslän-
derbehörden in NRW, in diesem Jahr 
jungen Flüchtlingen die Teilnahme an 
Ferienfreizeiten auch in anderen Bundes-
ländern und im Ausland zu ermöglichen. 
Die Behörden sollten auf Antrag eine für 
die Reise befristete Aufenthaltserlaubnis 
erteilen. Damit ist zum Ende der Freizeit 
eine Wiedereinreise nach Deutschland 
möglich. Viele Jugendverbände, Vereine 

und Initiativen setzen sich jedes Jahr da-
für ein, dass junge Flüchtlinge die Chance 
erhalten, auf Ferienfreizeiten mitzufah-
ren. Denn auch sie haben ein Recht auf 
Freizeit und Erholung.  

Sommersammlung 
„hinsehen, hingehen, helfen“ beschreibt 
nicht nur treffend die Arbeit der Ehren-
amtlichen von Diakonie und Caritas in 
den Kirchengemeinden. Es ist auch das 
Motto der diesjährigen Sommersamm-
lung. Noch bis zum 24. Juni werden meh-
rere Tausend Ehrenamtliche von Tür zu 
Tür gehen und um eine Spende bitten. 
Das Geld wird unbürokratisch für kleine 
Hilfen vor Ort und in Projekten einge-
setzt. Insgesamt kommen in Nordrhein-
Westfalen im Sommer und bei einer wei-
teren Sammlung im Advent rund sechs 
Millionen Euro zusammen. 
  www.wirsammeln.de

TROTZ FACHKR ÄFTEMANGEL

Zuwenig Ausbildungsplätze
Die Freie Wohlfahrtspflege hat fehlende Ausbildungsplätze kritisiert. 
Im letzten Ausbildungsjahr standen NRW-weit 136 400 ausbildungssu-
chend gemeldeten Bewerberinnen und Bewerbern nur 110 800 gemel-
dete Ausbildungsstellen gegenüber – was eine Ausbildungslücke von 
25 600 Stellen bedeutet.

T rotz der allgemein guten Arbeitsmarkt-
lage „brauchen wir offensichtlich wei-

terhin berufsvorbereitende und ausbil-
dungsbegleitende Angebote der Agentur für 
Arbeit“, stellte der münstersche Diözesan-
Caritasdirektor Heinz-Josef Kessmann fest. 
Stattdessen seien die Maßnahmen in den 
vergangenen Jahren zurückgefahren wor-
den. Um allen Jugendlichen eine Auswahl 
zu bieten, müsste es sogar einen Ausbil-
dungsplatzüberhang geben. Doch davon ist 
das Land weit entfernt. 

Trotz des Fachkräftemangels schaffen 
die Arbeitgeber in vielen Branchen keine 
weiteren Ausbildungsplätze, zeigt der Ar-
beitslosenreport der LAG Freie Wohlfahrts-
pflege. Der Anteil jugendlicher Arbeitsloser 
ohne Lehre droht aufgrund dieser Ange-
botslücke weiter zu steigen. Heute haben 
landesweit 68 Prozent der Arbeitslosen un-
ter 25 Jahren keinen Berufsabschluss. Gera-

de für Jugendliche, die Schwierigkeiten ha-
ben, einen Ausbildungsplatz zu finden oder 
ihre Berufsausbildung abzuschließen, 
„sind unterstützende Maßnahmen ent-
scheidend, damit sie eine Ausbildung er-
folgreich absolvieren können“, sagte Kess-
mann.

Rückgang bei der Unterstützung
Doch der Arbeitslosenreport NRW zeigt, bei 
ausbildungsunterstützenden Maßnahmen 
für Jugendliche ist landesweit ein Rück-
gang festzustellen. Wurden 2012 noch 
knapp 28.000 ausbildungsbegleitende 
Maßnahmen gefördert, waren dies im Zeit-
raum von 11/2015 – 10/2016 nur noch knapp 
18.750.
Der Arbeitslosenreport NRW basiert auf  
Daten der offiziellen Arbeitsmarktstatistik 
der Bundesagentur für Arbeit.
 www.arbeitslosenreport-nrw.de

MEHR GEFLÜCHTETE AUSBILDEN

Bedenken unbegründet

Vielen jungen Geflüchteten bleibt der Zu-
gang zum Berufsleben in Deutschland ver-
wehrt. Das zeigen die Zahlen der Bundes-
agentur für Arbeit zur Halbzeit des 
laufenden Ausbildungsjahres.

Von 3584 ausbildungssuchenden Men-
schen mit Fluchthintergrund in NRW ha-
ben bisher nur 178 eine Lehrstelle gefun-
den. Der Kölner Diözesan-Caritasdirektor 
Dr. Frank Joh. Hensel appelliert daher an 
Arbeitgeber, mehr Geflüchtete auszubilden: 
„Damit gewinnen die Unternehmen moti-
vierten Nachwuchs, geben jungen Men-
schen eine Perspektive und leisten einen 
wichtigen Beitrag zur Integration.“ 

Fremde Kultur, unsichere Bleibepers-
pektiven, unzureichende Sprachkenntnisse: 
Viele Unternehmen zögern, die Neuan-
kömmlinge in ihren Betrieben auszubilden. 
Doch die Bedenken seien häufig unbegrün-
det – das zeigten die Erfahrungen, so Hensel: 
„Junge Geflüchtete mit einem Ausbildungs-
platz bekommen in NRW in der Regel für die 
gesamte Dauer der Lehre und zwei An-
schlussjahre eine Aufenthaltserlaubnis. Sie 
überzeugen sehr häufig mit hoher Leis-
tungsbereitschaft und Lernfähigkeit., beton-
te der Caritasdirektor.  
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Rund 200 Männer und Frauen haben an der nordrhein-westfälischen Obdachlosenwallfahrt in 

Essen teilgenommen. Dort fand sie erstmals statt, wie das Ruhrbistum mitteilte. An dem Tag unter 

dem Motto „Maria, Schwester auf der Straße“ habe die Goldene Madonna im Essener Dom im 

besonderen Fokus der Pilger gestanden. Gemeinsam mit Dompropst Thomas Zander feierten die 

Obdachlosen und ihre Betreuer dort einen Gottesdienst, bevor sie zur Sankt-Gertrud-Kirche in der 

Nordstadt zogen.

Unterstützt von Betreuungseinrichtungen aus dem ganzen Land, waren viele der aktuellen oder 

ehemaligen Obdachlosen in Gruppen mit Plakaten, Kreuzen oder Transparenten nach Essen 

gekommen. Am Nachmittag mischte sich Ruhrbischof Franz-Josef Overbeck unter die Pilger. „Wir 

beten gemeinsam, wir teilen den Tisch – und wir kümmern uns umeinander“, betonte er.

Foto: Nicole Cronauge | Bistum Essen

OGS AUF SPARFL AMME

Bessere Förderung nötig

Das Interesse an der Offenen Ganztags-
grundschule ist groß, die Anmeldezahlen 
wachsen stetig. Aber die Finanzierung ist 
eine Glückssache. „Vermögende Kommu-
nen können die magere Landesförderung 
ergänzen, aber wenn sie in der Haushaltssi-
cherung sind, dürfen sie es nicht“, be-
schreibt Marita Haude vom Diözesan-Cari-
tasverband Münster die Misere.

Rund 80 Prozent der OGS-Plätze wer-
den von den Wohlfahrtsverbänden ange-
boten. Das Land schießt 994 Euro zu den 
jährlichen Kosten dazu, der Pflichtanteil der 
Kommunen beträgt 435 Euro. Für einen gut 
ausgestatteten OGS-Platz werden jedoch 
mindestens 3000 Euro im Jahr benötigt, 
hat der Direktor der Duisburger Caritas, Ul-
rich Fuest, für seine OGS errechnet. Nur 
dann könne ein hochwertiges Bildungsan-
gebot in gut ausgestatteten Räumen mit 
ausgebildeten Fachkräften angeboten wer-
den. Entsprechend sei eine deutliche Erhö-
hung der Förderbeträge notwendig. Mit 
Aktionen vor Ort machen die Träger auf 
den Mangel aufmerksam. Für den 12. Juli ist 
eine gemeinsame Schlusskundgebung vor 
dem Landtag in Düsseldorf geplant.   


